
Pirate Radio  
Etherpiraten  
Radio Piraten

Piratensender gehören untrennbar zur Medienlandschaft dazu. !
Nach Wolf-Dieter Roth, DL2MCD - Journalist und einst Moderator 
einer Musiksendung von RADIO CAROLINE - haben die 
Radiopiraten erreicht, dass es neben dem öffentlich-rechtlichen 
Rundfunk heute privaten Rundfunk gibt, wenn oft auch in schwer 
erträglicher und zweifelhafter Qualität (vgl. Roth, Piratensender, 
Siebel Verlag 2003). Der interessierte Radiohörer findet 
Radiopiraten in den Frequenzbereichen um 3900 kHz, 6200 bis 
6400 kHz auf Kurzwelle, zwischen 1600 und 1700 kHz auf der 
Mittelwelle und auf UKW (FM).

Michael Riedel !
Rechtsanwalt !!
Zum Stich 1 !
53937 Schleiden !!
+49 2444 915950 Phone 

Eher unspektakulär fällt indessen die rechtli-
che Würdigung des Verhaltens der Radiopira-
ten aus: !
Der oder die Betreiber der Funkanlage nut-
zen eine Frequenz ohne vorherige Zuteilung 
(Frequenznutzungserlaubnis). !
Wer vorsätzlich oder fahrlässig eine Fre-
quenz ohne vorherige Zuteilung nutzt, han-
delt gemäß §§ 149 I Nr. 10, 55 TKG ord-
nungswidrig. Die Ordnungswidrigkeit kann 
mit einer Geldbuße bis zu 500.000 EURO 

Verfolgungsbehörde ist die Bundesnetzagentur. Die Funkanlage wird wegen der fehlenden Fre-
quenznutzungserlaubnis und regelmäßig auch wegen fehlender Einhaltung der Schutzanforderun-
gen (CE) durch eine behördliche Anordnung und Auferlegung der Verwaltungskosten außer Be-
trieb genommen. !
Der Prüf- und Messdienst (PMD) der Bundesnetzagentur verfügt über mobile und stationäre Peil-
systeme. Deren Messungen und Peilungen können Anhaltspunkte für die nähere Bestimmung des 
geographischen Standortes des Senders hervorbringen.  !
An einen Anfangsverdacht, die Zulässigkeit der Erhebung, das Zustandekommen dieser Ermitt-
lungsergebnisse und an deren Dokumentation sind hohe rechtliche Anforderungen zu stellen. !
Die Bundesnetzagentur kann bei Vorliegen eines hinreichenden Tatverdachts Hausdurchsuchun-
gen, Durchsuchung von Kraftfahrzeugen und Beschlagnahmen durchführen. Diese müssen mit 
Art. 13 des Grundgesetzes (Unverletzlichkeit der Wohnung) und dem Rechtsstaatsprinzip des Art. 
20 des Grundgesetzes, insbesondere dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit, vereinbar sein. 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Die Höhe des Bußgeldes richtet sich nach den wirtschaftli-
chen Verhältnissen des oder der Täter und hängt ab von der 
Schwere des Eingriffs in das durch das Telekommunikations-
gesetz geschützte Rechtsgut (Frequenzordnung), insbeson-
dere von dem Vorliegen einer “signifikanten Störung” anderer 
Frequenznutzer auf der Nutzfrequenz. !
Auf die Inhalte der Aussendungen kommt es aus Rechts-
gründen nicht an. !
Eine Einstellung des Verfahrens durch die zuständige Zweig-
stelle der Bundesnetzagentur oder durch das Amtsgericht 
dürfte unter sorgsamer Beachtung des Verhältnismäßigkeits-
grundsatzes regelmäßig dann in Betracht kommen, wenn ein 
Anspruch auf eine Frequenzzuteilung nicht ganz und gar 
ausgeschlossen ist und eine “signifikante Störung” nicht vor-
gelegen hat. !
Die Bundesnetzagentur kann dem oder den 
Nutzern der Frequenz die Kosten für die ver-
waltungsrechtlichen Amtshandlungen (Mes-
sungen und Peilungen) auferlegen, wenn die 
rechtlichen Voraussetzungen hierfür gegeben 
sind. !
Eine sorgfältige Prüfung der gesetzlichen 
Voraussetzungen ist hier geboten.
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